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Der Workshop wurde im Rahmen des vom
BMBF geförderten Projekt „GendA –
Netzwerk feministische Arbeitsforschung“
von Clarissa Rudolph und Dagmar Baatz
ausgerichtet. Ziel der Veranstalterinnen
war es, arbeitspolitische AkteurInnen und
WissenschaftlerInnen, die sich mit den ak-
tuellen Umstrukturierungsprozessen be-
schäftigen, zusammenzubringen, um über
die geschlechterpolitischen Implikationen
und Auswirkungen der Arbeitsmarktrefor-
men zu diskutieren und geschlechterge-
rechte Handlungsansätze zu entwickeln.
Ein weiteres Interesse lag darin, den For-
schungsbedarf zu eruieren, der sich aus der
Umsetzung der Hartz-Gesetze ergibt. Die
Mehrheit der knapp vierzig TeilnehmerIn-
nen kam aus arbeitspolitischen Institutio-
nen der Region Marburg-Biedenkopf. Es
war auffallend, dass sich BezieherInnen
von Arbeitslosengeld II (ALG II) weder als
passive noch als aktive Teilnehmende auf
dem Workshop einfanden – oder zumindest
nicht als solche eigene Beiträge in den Dis-
kussionen artikulierten. Während des
Workshops standen erste Erfahrungen und
Probleme bei der Umsetzung von Hartz IV
im Vordergrund.
Der Workshop war in einen mehrstufigen
Kooperations-Prozess zwischen arbeitspo-

litischen Akteuren aus der Region und dem
Projekt GendA eingebettet. Dazu fanden
im Vorfeld ein Arbeitstreffen, bei dem For-
schungs- und Kooperationsinteressen aus-
gelotet wurden (Sommer 2004) und eine
Forschungswerkstatt (Herbst 2005), bei
der schon erste konkretere Forschungsfra-
gen herausgearbeitet und die unterschiedli-
chen Logiken von Praxis (Handlungsmög-
lichkeiten und -perspektiven) und Wissen-
schaft (z.B. gesellschaftspolitischen Kon-
sequenzen, Ambivalenzen und Risiken für
Betroffene) miteinander verzahnt wurden.
Mittlerweile ist aus dieser Zusammenar-
beit eine tragfähige Kooperation zwischen
der Optionskommune Marburg und GendA
entstanden. 
Bereits während der Forschungswerkstatt
wurde das Fallmanagement, das als Dreh-
und Angelpunkt in der Vermittlung der
ALG-II-EmpfängerInnen konzipiert ist, in
den Mittelpunkt gestellt. Diese Diskussion
wurde dann auf dem Workshop fortgesetzt.
Siglinde Bohrke-Petrovic von der Fach-
hochschule des Bundes für öffentliche Ver-
waltung stellte im Vortrag zur „Institutio-
nalisierung des Förderns und Forderns auf
individueller Ebene“ aus Insiderperspek-
tive die Abstimmungsprozesse zwischen
den beteiligten AkteurInnen vor, die der
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Einführung des Fallmanagements vorgela-
gert waren. Nachfragen der Diskussions-
teilnehmerInnen betrafen die möglichen
Schnittstellen zwischen Fallmanagement
und special profiling (z.B. Schuldner- und
Suchtberatung). Kritisch reagierten Teile
des Publikums in bezug auf die zu erwar-
tende Überforderung der FallmanagerIn-
nen einerseits sowie die schlechte Betreu-
ung und die geringen Vermittlungschancen
für die Betroffenen andererseits. Weiterhin
wurde bemängelt, dass Geschlechterge-
rechtigkeit nicht systematisch in das Kon-
zept des Fallmanagements eingelassen sei,
obwohl dies im Sozialgesetzbuch (SGB) II
festgeschrieben wurde. 
Die Frage nach den Maßnahmen zum Ab-
bau der Arbeitslosigkeit durch den Ausbau
des Niedriglohnsektors – vor allem durch
die sog. 1-Euro-Jobs und die Ausweitung
von Minijobs – wurde von Claudia Wein-
kopf (IAT, Gelsenkirchen) kritisch disku-
tiert. Den Vortrag kommentierte Ulli Se-
verin (Integral, Marburg). In der Diskussi-
on wurde betont, dass es bereits vor der
Umsetzung von Hartz IV eine Vielzahl
freiwilliger Anfragen auf die Vermittlung
in sog. 1-Euro-Jobs (Arbeitsgelegenheiten)
gegeben habe. Eine Gefahr wurde in der
Übertragung der sog. 1-Euro-Jobs in pri-
vatwirtschaftliche Strukturen gesehen, da
sie bereits jetzt als ein „Großangriff auf das
Flächentarifsystem betrachtet werden
könnten“ (Severin). Wiederholt wurde kri-
tisiert, dass die sog. 1-Euro-Jobs kein Ar-
beitsverhältnis begründen und damit die
soziale Absicherung über das ALG II gere-
gelt wird. Sie sind zudem nicht in Tarifver-
träge eingebettet und Mitbestimmungs-
rechte in den Betrieben fehlen.
In einem Round-Table-Gespräch zwischen

GendA und arbeitspolitischen PraktikerIn-
nen der Region wurde die Fragestellung
des Workshops in bezug auf die Umset-
zung von Hartz IV in der Optionskommune
Marburg-Biedenkopf konkretisiert. Auf
dem Podium waren vertreten: Waldemar
Droß, Agentur für Arbeit in Marburg, die
Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Mar-
burg Christa Winter, Gerlinde Jäckle von
dem Bildungsträger Praxis GmbH, Karsten
McGovern vom Landkreis Marburg-Bie-
denkopf und Franz Kahle von der Stadt
Marburg. Vor allem die Umsetzungs-
schwierigkeiten des integrativen Fallma-
nagements und deren geschlechterpoli-
tische Implikationen wurden diskutiert.
Rudolph pointierte die auf verschiedenen
Ebenen gelagerten Forschungsfragen da-
hingehend, dass es eine Notwendigkeit ei-
ner geschlechtsspezifischen Erforschung
der „Bedarfsgemeinschaften“ und – auf der
Ebene des Fallmanagements – der geplan-
ten Eingliederungsvereinbarungen gäbe.
Die Relevanz, die verschiedenen Ebenen
der Umsetzung geschlechtsspezifisch aus-
zubuchstabieren, wurde von fast allen Be-
teiligten festgestellt. So forderte beispiels-
weise McGovern eine stärkere Gender-
Sensibilisierung der MitarbeiterInnen, die
mit dem integrativen Fallmanagement be-
traut sind. Winter konstatierte schließlich,
dass Gleichberechtigungsfragen beschäfti-
gungspolitischen Zielen systematisch un-
tergeordnet würden. 
Die Abschlussdiskussion befasste sich so-
wohl mit der Ausgestaltung des Arbeitsver-
hältnisses von FallmanagerInnen (Forde-
rung nach Supervision und Bedarf der Eva-
luation der Umsetzungsprozesse) und der
Betreuung der ALG-II-EmpfängerInnen
als auch mit der geschlechtergerechten
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Ausgestaltung oder gesellschaftspoliti-
schen Betrachtung der Arbeitsmarktrefor-
men. Unstrittig war hierbei der Bedarf

nach systematisch erhobenen geschlechts-
spezifischen Daten. 

Die Gleichung Peking + 10 = Peking ist ein 
Erfolg – Bilanzierung 10 Jahre nach der Vierten
Weltfrauenkonferenz

49. Sitzung der Frauenrechtskommission der Vereinten Nationen
vom 28. Februar bis 11. März 2005 in New York 

Claire Bortfeldt

Es ist eine widersprüchliche und zugleich
enthüllende Szene: Hunderte Vertreterin-
nen und Vertreter von Regierungen und
Nichtregierungsorganisationen aus aller
Welt brechen in Jubel aus, als die Vorsit-
zende der 49. Frauenrechtskommission be-
kannt gibt, woran viele schon kaum noch
zu glauben wagten: Die politische Er-
klärung zu Peking + 10, die die Pekinger
Aktionsplattform von 1995 uneinge-
schränkt bestätigt, ist von allen Regierun-
gen angenommen worden. Die Frauen-
rechtskommission hat damit ihr erklärtes
Ziel erreicht: Die Pekinger Beschlüsse
bleiben auch zehn Jahre nach der 4. Welt-
frauenkonferenz der wichtigste Referenz-
rahmen für den weltweiten Kampf um
Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern.
Der Jubel ist berechtigt angesichts des
Rückschlags, den Gleichstellungspolitik in
vielen Staaten der Welt in den letzten Jah-
ren erlebt hat. Die U.S.-amerikanische De-
legation hatte frühzeitig angekündigt, eine
Bestätigung der Pekinger Aktionsplatt-

form, die einen umfassenden Handlungs-
katalog zur Gleichstellung von Frauen und
Männern in zwölf Bereichen (u. a. Wirt-
schaft, Sicherheit und Gesundheit) dar-
stellt, nicht mit zu tragen. So schlug die
U.S.-amerikanische Delegation einen Zu-
satz zur politischen Erklärung vor, der fest-
stellte, dass die Pekinger Aktionsplattform
kein rechtlich bindendes Dokument sei,
keine neuen Menschenrechte schaffe und
darüber hinaus keine Unterstützung für
Abtreibung begründe. Aufgrund dieser
Konfrontation, die den 1995 auf der Vier-
ten Weltfrauenkonferenz erzielten interna-
tionalen Konsens über eine politische Ver-
pflichtung von 189 Staaten zur Gleichstel-
lung von Frauen und Männern aufzukündi-
gen drohte, konzentrierten sich die pro-
gressiven Regierungen und Nichtregie-
rungsorganisationen in ihren Verhandlun-
gen allein darauf, die U.S.-Delegation zu
einem Rückzug ihres Zusatzes zu bewe-
gen. Dass dies gelang und somit die politi-
sche Erklärung zu Peking + 10 nicht voll-
ends verwässert wurde, kam einem kleinen
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Wunder gleich. Die U.S.-Delegation hatte
offiziell bis zur letzten Sekunde auf ihrem
Zusatz bestanden und in den Fluren der
Vereinten Nationen massive Unterstützung
für ihre Position von einheimischen kon-
servativen Nichtregierungsorganisationen
erhalten. Doch angesichts der Tatsache,
dass sich die überwiegende Mehrheit der
anwesenden Regierungen für eine Bestäti-
gung der Pekinger Beschlüsse aussprach,
riskierten die Vereinigten Staaten eine Iso-
lierung innerhalb der Weltgemeinschaft.
Vor diesem Hintergrund entschieden sie
sich nach einer Verhandlungswoche am 4.
März – dem Tag, an dem in den Vereinten
Nationen offiziell der internationale Frau-
entag gefeiert wurde – zum Rückzug ihres
Zusatzes. Allerdings bestanden sie auf ei-
nem mündlichen Zusatz, der inhaltlich die
vormals schriftlich fixierte Position wie-
derholte. Dass die Vereinigten Staaten aber
bei weitem nicht allein mit ihrer Ableh-
nung gegenüber spezifischen Frauenrech-
ten da stehen, zeigten die Positionen ihrer
„Alliierten“, darunter Iran, Saudi Arabien,
Pakistan und Libyen. 
Doch Widerstand gegen ein ernsthaftes Be-
kenntnis zur Gleichstellung von Frauen
und Männern kam nicht allein aus den
USA und islamischen Ländern. Auch in der
Europäischen Union, die die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern seit vielen
Jahren zu ihren zentralen Werten zählt, ha-
ben sich die Konstellationen verändert. Die
Vorsitzende des Ausschusses für Frauen-
rechte und Gleichstellung im Europäischen
Parlament beispielsweise steht mit ihren
Positionen denen der USA nicht nach und
betreibt gemeinsam mit konservativen eu-
ropäischen Nichtregierungsorganisationen
massive Lobbyarbeit. Dass auch innerhalb

der Europäischen Union ein Konsens darü-
ber erzielt werden konnte, die Pekinger Be-
schlüsse zu bestätigen, wurde von einigen
europäischen Vertreterinnen auch vor die-
sem Hintergrund als Erfolg gewertet. 
Die Bilanz, die 191 Staaten auf der 49. Sit-
zung der Frauenrechtskommission 10 Jah-
re nach der Pekinger Weltfrauenkonferenz
zogen, war ermutigend und ernüchternd
zugleich. Tatsächlich haben die Beschlüsse
von Peking wichtige Veränderungen be-
wirken können: Staaten wie Marokko,
Frankreich, die Türkei und die Schweiz ha-
ben diskriminierende Gesetze abgeschafft
oder modifiziert. Doch bis heute gibt es in
vielen Staaten trotz der Pekinger Verpflich-
tungen noch Gesetze, die Frauen allein auf-
grund ihres Geschlechts diskriminieren.
Beispielsweise muss eine pakistanische
Frau, die vergewaltigt wurde, mindestens
vier muslimische, erwachsene und männli-
che Augenzeugen für ihren Fall präsentie-
ren. Gelingt ihr dies nicht, läuft sie Gefahr,
selbst der Unzucht beschuldigt zu werden.
In Äthiopien wird ein Mann, der eine Frau
vergewaltigt oder belästigt hat, nicht ange-
klagt, wenn er sie in der Folge des Verbre-
chens heiratet. Die gleichen Bestimmun-
gen finden sich in Gesetzesbüchern in Gu-
atemala, Libanon und Uruguay. Deutlich
wurde auch, dass Gewalt gegen Frauen bis
heute die weit verbreiteste Menschen-
rechtsverletzung an Frauen ist. Vorkehrun-
gen gegen Vergewaltigung in der Ehe gibt
es nur in wenigen Ländern. Die Praxis sieht
eher so aus, wie es das malaysische Gesetz
festschreibt, dass nämlich „Geschlechts-
verkehr eines Mannes mit seiner Ehefrau
keine Vergewaltigung ist.“ 
Als Erfolge in der internationalen Gleich-
stellungspolitik gelten zu Beginn des 21.



156 Tagungsberichte

femina politica 2 /2005

Jahrhunderts schon allein die Bestätigun-
gen längst getroffener Beschlüsse. Das
machte die 49. Sitzung der Frauenrechts-
kommission nur zu deutlich. Sie zeigte da-
mit aber auch, wie viel noch in jedem ein-
zelnen Land auf der Welt zu tun ist, um die
Versprechen, die 189 Regierungen durch
die Annahme der Pekinger Aktionsplatt-
form vor zehn Jahren an ihre Frauen und
Männer gegeben haben, einzulösen (vgl.

dazu auch den Artikel von Heike Brabandt
in der Rubrik Tagespolitik). 

Alle Dokumente der Pekinger Weltfrauen-
konferenz 1995 und der Folgeprozesse in
den Jahren 2000 (Peking + 5) und 2005
(Peking + 10) finden Sie auf der Website
des Bundesministeriums für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend, unter: www. 
peking-plus-zehn.de. 

Soziale Gerechtigkeit im Zeichen sozialen und
gesellschaftlichen Strukturwandels – feministische
Perspektiven 

Frühjahrstagung des AK „Politik und Geschlecht“ 
vom 17. bis 19. Juni 2005 in Freiburg

Sarah Clasen

„Die Gerechtigkeit ist die erste Tugend so-
zialer Institutionen, so wie die Wahrheit bei
Gedankensystemen.“ (John Rawls, 1975).
Die diesjährige Tagung des AK „Politik
und Geschlecht“ „Soziale Gerechtigkeit im
Zeichen sozialen und gesellschaftlichen
Strukturwandels – feministische Perspekti-
ven“ beschäftigte sich mit der Frage, wie
soziale Gerechtigkeit im Kontext aktueller
sozialpolitischer Umwälzungen aus philo-
sophischer, ökonomischer und politikwis-
senschaftlicher Sicht zu verstehen ist. So
umfassend wie im Titel angedeutet, gestal-
teten sich auch die Inhalte der insgesamt
zehn Vorträge, die den Bogen von philoso-
phischen Begriffsausdeutungen über Glo-
balisierungseinflüsse bis hin zur Agenda
2010 schlugen. Von allen Vorträgen kön-

nen im Folgenden nur einige exemplarisch
herausgegriffen werden. 
Susanne Lettow (Wien) erläuterte in ihrem
Einführungsvortrag die Hauptkontrover-
sen der Debatte um den Gerechtigkeits-
versus Gleichheitsbegriff anhand der Anti-
Egalitarianer Wolfgang Kersting und An-
gelika Krebs. So drehe sich der Kern der
Debatte um eine neue Definition des Ge-
genstandsbereiches sozialpolitischer Re-
gelungen. Die Einbeziehung des Anerken-
nungsbegriffs in die Vorstellungen von Ge-
rechtigkeit erweitere den Geltungsbereich
des Staatsbegriffs auch auf private Akteure
wie etwa Familien aus. Dies beinhalte
zunächst zwar eine Anerkennung von Für-
sorgeleistungen als Arbeit (die somit auch
bezahlt werden müsse), verlagere aber

http://www.peking-plus-zehn.de
http://www.peking-plus-zehn.de
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langfristig die Sorge um und für eine ge-
rechte Gesellschaft weg vom Staat und
überlasse die Regelungen mehr und mehr
dem Markt. Die Intensivierung von Ge-
rechtigkeits- und Moraldiskursen sieht Let-
tow mit Michel Foucault als Zeichen der
Auflösung althergebrachter Kompromis-
slösungen. Auf die aktuelle politische Si-
tuation bezogen deute sich eine völlige Ab-
kehr vom Modell des Sozialstaates an. 
Die vielfältigen Gründe für die Ablehnung
einer globalen feministischen Gerechtig-
keitsvorstellung illustrierte Regina Kreide
(Frankfurt). Die Angst vor dem Aufwei-
chen gerechtigkeitsrelevanter Vorstellun-
gen durch das Einbeziehen partikularisti-
scher Perspektiven führe zu einer generel-
len Nichtbeachtung feministischer Sicht-
weisen. Laut Kreide brauche aber jede
feministische Gerechtigkeitskonzeption
die Subjektperspektive. Sozialwissen-
schaftlich greifbar würde dies durch die
Konzentration auf die Verfahrensebene
von Gerechtigkeit und die ihr zugrunde lie-
genden Diskurse. Wer ist wie an der Vertei-
lung von welchen Gütern beteiligt? Wie
sieht der Zugang zu gesellschaftlichen
Ressourcen aus? 
Die anschließende Podiumsdiskussion zur
Situation von Frauen- und Geschlechter-
forschung thematisierte den Paradigmen-
wechsel der feministischen Politikwissen-
schaft von der reinen Konzentration auf
Frauen als marginalisierte Gruppe hin zur
Genderforschung, die Geschlechterkon-
struktionen und Verhältnisse zum Untersu-
chungsgegenstand macht. Durch den Para-
digmenwechsel hätte auch ein Um-
schwung innerhalb der scientific commun-
ity stattgefunden. Den Abgrenzungs- und
Rückzugstendenzen der „alten“ Riege

steht der Widerwille der neuen Forscherin-
nen gegenüber, einer Identität als reine
Gender-Expertin anzunehmen. 
Das zweite Panel der Tagung stand im Zei-
chen von Globalisierung und arbeitsmark-
politischen Regelungen. Ines Hofbauer
und Gundula Ludwig (Wien) stellten ihr
Projekt vor, in dem sie Dokumente der Eu-
ropäischen Union auf Gerechtigkeitsvor-
stellungen untersuchten. Die Konzentrati-
on lag auf der Frage nach der Wirkungs-
mächtigkeit eines Instruments (in diesem
Fall Gender Mainstreaming) auf die Staat-
lichkeit der Mitgliedsstaaten. Die EU wird
im Projektkontext als Teil einer europäi-
schen Staatlichkeit verstanden, die einen
Wandel vom Stabilisierungs- zum Moder-
nisierungsregime einleitet. Die Dokumente
zeigten ein Verständnis von Gender-Poli-
tik, welches sich eher um die Einbeziehung
in vorherrschende Strukturen, denn um ei-
ne Neugestaltung derselben drehe. Frauen-
politik würde als Instrument zur Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit der Union
begriffen und nicht als essentiell für die
Verwirklichung einer gerechten Gesell-
schaft definiert.
Birgit Riegraf (Bielefeld) erläuterte die
Entwicklung Deutschlands vom bürokra-
tisch regulierenden Staat nach dem Weber-
schen Modell der 1960er Jahre bis hin zum
deregulierten Apparat des 21. Jahrhun-
derts. Die übergeordnete Regulierungsin-
stanz, die normativ korrigierend eingriff,
habe sich in ein ökonomisch denkendes
Großunternehmen verwandelt, das Fragen
nach Gerechtigkeit und Gleichheit nur
noch anhand der Marktlogik beantwortetet.
In der Diskussion wurden die Modelle des
„New Public Management“ in ihren deut-
schen und englischen Ausprägungen ver-
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glichen und festgestellt, dass die deutsche
Variante vor allem in Kommunen vorkom-
me, die zur Haushaltskonsolidierung ge-
zwungen sind. Eine noch zu überprüfende
Überlegung sei die Inanspruchnahme ge-
nau dieser Modelle, um geschlechterge-
rechte Interventionen durchzusetzen.
Die Agenda 2010 und ihre Geschlechterge-
rechtigkeitsperspektiven wurden im dritten
Panel von Clarissa Rudolph (Marburg),
Maria Wersig (Berlin), Elke Schwinger
(München) und Diana Auth (Gießen) be-
handelt. Nach den Urteilen der Referentin-
nen ist Hartz IV in der derzeitige Regelung
nicht geschlechtergerecht. Problemlagen
werden individualisiert, um den Staat fi-
nanziell zu entlasten. Arbeitslosigkeit wer-
de nicht in den Kontext von Rassen-, Klas-
sen- und Geschlechterungleichheiten ge-
setzt, sondern als persönliches Versagen
gewertet. Es erfolgt eine Entwertung tradi-
tionell weiblicher Arbeiten, insbesondere
durch Schaffung der so genannten Mini-
jobs. Auch liege Hartz IV immer noch das
Bild der heterosexuellen Familie zu Grun-
de, andere Lebensformen würden nicht
berücksichtigt. 

Den Schluss der Tagung bildete Maria do
Mar Castro Varelas (Köln) Vortrag über
die Hierarchisierung von Diskriminierun-
gen. Sie kategorisierte Diskriminierung als
permanent und utopiefeindlich. Soziale
Verhältnisse würden naturalisiert, Men-
schen als Fremde konstruiert und damit es-
sentialisiert. Auch die feministische Wis-
senschaft werde von diesen Diskursen
nicht verschont, mahnte Varela. Auch sie
brauche den konstruierten Anderen und die
Abgrenzung von diesem Fremden, um sich
selbst zu definieren. Die Kämpfe der Femi-
nistinnen der „Ersten Welt“ hätten zu einer
Stabilisierung der Ausbeutung der Frauen
der „Dritten Welt“ geführt. Mit einem Zitat
von Spivak „(...) For me the question who
should speak is less crucial than the questi-
on who should listen?!“, welches zugleich
eine Mahnung an westliche Feministinnen
darstellt, endete der Vortrag und damit
auch eine thematisch exzellent zusammen-
gestellte Tagung, deren Referentinnen und
Teilnehmerinnen in ihren Vorträgen und
Diskussionen mehr Fragen als Antworten
hinterließen und so Stoff für neue Ausein-
andersetzungen und Gedankenausflüge
boten. 
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Frauen aus den Bereichen Wissenschaft,
Forschung, Bildung, Sozialer Arbeit wie
auch Politik, die bundesweit die praxisbe-
zogene Mädchen-, Frauen- und Geschlech-
terforschung mitgeprägt haben, diskutieren
in Bad Urach über Entwicklungslinien,
Netzwerke und Perspektiven der Frauen-
und Geschlechterforschung und ziehen Bi-
lanz. Das Anliegen der Forscherinnen des
TIFS Tübinger Instituts für frauenpoliti-
sche Sozialforschung e.V., mit ihrer Ta-
gung, die in Kooperation mit der Landes-
zentrale für politische Bildung Baden-
Württemberg stattfand, einen Beitrag zum
Austausch wie auch zur Positionierung des
aktuellen Handlungsbedarfs in Forschung
und Politik zu leisten, ist mehr als gelun-
gen. Die bundesweit hohe Nachfrage und
die aktive Teilnahme der Referentinnen an
der gesamten Tagung zeigen, welche Be-
deutung solche Orte zur Verständigung von
Frauen in unterschiedlichen Handlungsbe-
zügen und Arbeitsfeldern haben.
Die Frauenbeauftragte der Landesregie-
rung Baden-Württemberg Johanna Lichy
betonte zu Beginn der Tagung, dass die
Frage nach Veränderungen immer auch ei-
nen Blick zurück erfordere. Als Phase des
Aufbruchs der Frauen- und Geschlechter-
forschung werden die 1980er und 1990er
Jahre bezeichnet. Frauenforschungsförder-
programme wurden bereitgestellt, Frauen-

forschungsprojekte initiiert und Frauen-
und Geschlechterforschung etablierte sich
auch im Wissenschaftssystem. Angetreten
ist Frauenforschung mit einem parteilichen
Blick auf die Situation der Frauen; indem
die Geschlechterverhältnisse thematisiert
wurden, operierte Frauenforschung schon
immer mit dem Begriff Gender. Der aktuel-
le Diskurs um Gender Mainstreaming und
vor allem die Implementierung wurde als
ergänzendes Konzept der Frauen- und
Geschlechterforschung bewertet. Susanne
Omran, die Frauenbeauftragte der Univer-
sitätsstadt Tübingen, betonte die Notwen-
digkeit des historischen Blicks für die
Frauen- und Geschlechterforschung. Sie
benannte vier Dekaden: die Autonomiebe-
stimmung in den 1970er Jahren, die Frau-
enfördermaßnahmen in den 1980er Jahren,
die Ost-West Begegnung, wie auch die
Gleichstellung in den 1990er Jahren und
die Frauen- und Menschenrechte im Jahr
2000. Gender Mainstreaming wird als top-
down Modell benannt, das dagegen vor al-
lem mit normativen Vorstellungen operiert
und für welches entsprechende Verfahren
erst noch (weiter) zu entwickeln sind. 
Der fachliche Diskurs wurde mit bio-
graphischen Rückblicken auf die Frauen-
und Geschlechterforschung eröffnet. Hei-
de Funk aus Mittweida betonte, welche Be-
deutung die direkte Zusammenarbeit mit

Gender-Forschung im Praxisbezug: 
Kontinuitäten und Veränderungen 
Jubiläumstagung des TIFS Tübinger Instituts für frauenpolitische
Sozialforschung e.V. vom 16. bis 18. Juni 2005 in Bad Urach

Elke Schimpf



160 Tagungsberichte

femina politica 2 /2005

Mädchen- und Fraueninitiativen hatte, um
Worte und Erklärungen für all die Wider-
sprüche und Konflikte im Geschlechter-
verhältnis finden zu können. Sie bewertete
die Geschlechterreflexion als Schlüssel,
um eingeschränkte Handlungsmöglichkei-
ten und Konflikte von Mädchen und Frau-
en in den Blick zu bekommen. Neval Gül-
tekin aus Frankfurt erzählte, mit welchen
Widersprüchen sie in den 1970er Jahren in
Deutschland konfrontiert wurde und wie
ihre Vorstellungen von den hiesigen Ge-
schlechterverhältnisse schwer enttäuscht
wurden. Die Frauenbewegung erschien ihr
zwar als radikal, gleichzeitig wurde von
diesen Frauen jedoch gesellschaftlich we-
nig Raum eingenommen. Sie plädierte für
einen kultur- und geschlechtersensiblen
Blick in der Frauen- und Gender-For-
schung. Margit Brückner aus Frankfurt be-
tonte, wie sich historisch die Notwendig-
keit einer doppelten Organisiertheit her-
stellte, um mit der Frauen- und Geschlech-
terforschung politisch wirksam werden zu
können. Berufliche Fragen seien mit politi-
schem Interesse in Verbindung zu bringen.
Für Ingrid Hotz-Davies aus Tübingen war
vor allem die Literatur ein möglicher Ort
zur Infragestellung der binären Geschlech-
terordnung. Die Forscherinnen plädierten
für eine Einmischung der Frauen- und Ge-
schlechterforschung in politische Diskurse
um den Sozialstaat; um Fragen nach Für-
sorglichkeit und Gerechtigkeit verbinden
zu können, wie auch Fragen nach zivilen
Rechten im Umgang miteinander zu the-
matisieren. 
„Nicht nachlassen, sondern voranbringen“
war eine der Devisen von Sigrid Metz-
Göckel, Universität Dortmund, die zu den
aktuellen Herausforderungen der Frauen-

und Geschlechterforschung referierte. Un-
terschiedliche Orte zur Generierung von
(Geschlechter)Wissen wurden als zentral
bewertet, erst daraus könnten neue Verbin-
dungen entstehen. Kritisch zu diskutieren
sei, dass Frauen aktuell als Kategorie in der
wissenschaftlichen Diskussion verschwin-
den. Aus parteilicher Frauenforschung sei
inzwischen multiperspektivische For-
schung und kontextuelle Auseinanderset-
zung geworden. Die Etablierung der Frau-
en- und Gender-Forschung brachte auch
eine Entpolitisierung mit sich. Während in
den ersten Texten zur Frauenforschung
noch Patriarchatskritik geübt und Gewalt,
Ausbeutung und Sexismus sichtbar ge-
macht wurden, stelle sich aktuell die Frage:
Wo bleibt der Stachel der Kritik? Mit der
Dekonstruktion der Geschlechterkategorie
sei vor allem die dualistische Ordnung an-
gegriffen worden. Geschlechterkonstruk-
tionen wurden als fortwährender Prozess
individueller Leistung in Interaktion be-
trachtet. Strukturbedeutsamkeiten träten
damit in den Hintergrund und die Ge-
schlechterkategorie verliere ihren substan-
ziellen Charakter. Gender Mainstreaming
werde aktuell als eine Herausforderung für
die frauenpolitische Bühne bewertet. Darin
zeige sich in erster Linie ein instrumentel-
les Verhältnis der Geschlechterforschung
und -politik. Dieses wurde als eine Folge
der Transformation von kritischem Wissen
in Herrschaftswissen (Mainstreaming) be-
wertet. 
Welche Konsequenzen sich aus der Praxis
und Politik für die Geschlechterforschung
und -politik ergeben, wurde abschließend
bilanziert. Neue Öffentlichkeiten, in wel-
chen sich Frauen- und Geschlechterfor-
schung verankern konnte, wurden geschaf-
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fen. Differenzierungsprozesse haben statt-
gefunden. Dennoch fehle es aktuell überall
an Gender-Wissen und Gender-Forschung
im Praxisbezug. Es bedürfe der Entwick-
lung von Forschungslinien in der Praxis-
forschung, um Prozesse kritischen Den-
kens auf unterschiedlichen Ebenen zu
eröffnen. Es gelte weiterhin Vernetzungen
zu initiieren, in welchen neue Kommunika-
tionszusammenhänge geschaffen werden
und Verbindungen verstetigt werden kön-
nen. Notwendig seien vor allem aktive
Frauen vor Ort in der Praxis und der Politik
wie Frauenlobbys in der Wissenschaft, da-
mit die Potentiale in Forschung, Praxis und
Politik von Frauen zum Ausdruck kommen
könne. Auch Gender Mainstreaming könne
genutzt werden, um Vernetzungszusam-
menhänge weiter zu etablieren und neue
Wissensbedarfe zu generieren. Kritisch an-

gemerkt wurde von einigen Frauen, dass
diese Vernetzungen nicht gleich institutio-
nalisiert werden dürften. Damit zudem das
immense Wissen der Praktikerinnen nicht
durch Forschung entwertet wird, sei For-
schung so anzulegen, dass Praktikerinnen
Anerkennung erfahren und vor allem die
Adressatinnen als Koproduzentinnen
kenntlich gemacht werden, die am For-
schungsauftrag beteiligt sind.
Wenn, wie auf dieser Tagung, Frauen- und
Gender-Forschung einhellig als kritisches
Denken und Spiegel der gesellschaftlichen
Verhältnisse verstanden wird, dann benöti-
ge sie weiterhin wissenschaftliche Kreati-
vität, vielfältige Verbindungen, unter-
schiedliche Unterstützungszusammenhän-
ge und eine gewisse, auch finanzielle Un-
abhängigkeit. 

Gender Affairs 2005 – Frauen- und
Geschlechterforschung/Gender-Studies im
deutschsprachigen Raum 

3. Arbeitstagung vom 8. bis 9. Juli 2005 an der Universität Hamburg 

Lechi Langewand

Optimierung der wechselseitigen Vernet-
zung innerhalb des Lehr- und Forschungs-
gebiets, die Benennung verbindlicher Ker-
ninhalte und die Beurteilung möglicher
Konsequenzen aus den Hochschulreform-
prozessen waren die Schwerpunkte der 3.
Arbeitstagung für Frauen- und Geschlech-
terforschung/Gender-Studies in Hamburg.
Mit den diesjährigen Tagungsschwerpunk-

ten Vernetzung, Bildung eines Dachver-
bandes und der Eruierung von möglichen
verbindlichen Kernlehrinhalten für Gen-
der-Studies wurden gleich mehrere aktuel-
le Problemstellungen aufgegriffen. 
Nach den ersten Eröffnungsworten durch
Martina Spirgatis (Universität Hamburg),
der Organisatorin der Gender Affairs, über-
nahm Andrea Blunck, die seit dem Winter-
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semester 2004/05 die erste Gender-Profes-
sur im Fachbereich Mathematik der Uni-
versität Hamburg bekleidet, das Wort und
begrüßte die rund 170 TeilnehmerInnen
aus Deutschland, Luxemburg, der Schweiz
und aus Österreich. Der darauf folgende
Vortrag von Holger Fischer, als Vertreter
des Universitätspräsidiums, thematisierte
in erster Linie die strukturellen Herausfor-
derungen im Zuge der Bologna-Reformen.
Die Neuerung in der deutschen Hochschul-
landschaft und ihre Auswirkungen auf die
(vielerorts gerade im Aufbau begriffenen)
Gender-Studies sollten auch im weiteren
Verlauf der Tagung tonangebend sein. 
Wohin gehen die Gender-Studies nach Bo-
logna? Unter der Überschrift „Gender in
Motion, but Gender Studies in Trouble?“
stieg Marion Mangelsdorf (Universität
Freiburg) in das Thema ein und zeichnete
ein, für die interdisziplinären Fächer und
die darin angesiedelten Gender-Studies,
symptomatisches Bild, das für viel Ge-
sprächstoff sorgte. Durch die Reformpro-
zesse, könnten sich die von Seiten der
Fachbereiche und den Studierenden bisher
sehr begrüßte fächerüberschreitende Qua-
lität und die individuelle Schwerpunktset-
zung im Studium, empfindlich reduzieren.
Mangelsdorf betonte jedoch auch, dass
sich unter dem Schlagwort „Genderkom-
petenz“ eventuell erweiterte Möglichkei-
ten in den Curricula aller Fächer ergeben
könnten. Speziell für das Masterprogramm
„Gender und Arbeit“ (ehemals HWP) an
der Universität Hamburg, sind daher im
kommenden Jahr einige Änderungen zu er-
warten. Es wird sich zeigen, wie sich Fa-
kultätenbildungen, Modularisierung und
etwaige einhergehende Begrenzungen von
Studierendenzahlen für einzelne Veranstal-

tungen für den interdisziplinären „Neu-
ling“ auswirken werden. Hinzu kommt
noch, das der Master aus keinen eigenen fi-
nanziellen Ressourcen schöpft, woran sich
auch die sich aufdrängende Frage nach der
Finanzierbarkeit eines Bachelor-Studien-
gangs knüpft. Die vielen Wortmeldungen
der anschließenden Debatte drückten im
Gros die drohende „Verunsichtbarma-
chung der Gender-Studies“, wie Martina
Spirgatis es ausdrückte, als gravierenste
Auswirkung der Neuerungs-Prozesse aus. 
Gänzlich unübersehbar positionierte sich
der wissenschaftliche Nachwuchs. An-
nähernd 50 Jung-ForscherInnen aus ver-
schiedenen deutschsprachigen Gender-
Kollegs kamen zusammen, präsentierten
ihre Profile, erste Forschungsergebnisse
und bildeten Tandems zum wissenschaftli-
chen Austausch. Die Form der arbeitsgrup-
penzentrierten Diskussion bestimmte am
ersten wie auch am zweiten Tag den Veran-
staltungsablauf. Die anschließenden Vor-
stellungen im Plenum demonstrierten eine
Fülle von Ansätzen zu unterschiedlichen
fachlichen Schwerpunkten und zeigten das
Gender-Studies sich im wissenschaftlichen
Gefüge nicht parallel zu anderen Fachbe-
reichen verhalten, sondern einen grundle-
genden wissenschaftlichen Ansatz darstel-
len. Hieran machte sich jedoch auch auf
exemplarische Weise die Notwendigkeit
eines übergreifenden Organs im Bereich
der Gender-Studies/Geschlechterforschung
deutlich. Die in diesem Zusammenhang
anvisierte Gründung einer „Arbeitsge-
meinschaft Gender-Studies“ fand unter den
TeilnehmerInnen großen Anklang. In den
Beiträgen hierzu zeichnete sich das allge-
meine Anliegen ab, sich auf diese Weise
wissenschaftlich wie politisch nach innen
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und außen positionieren zu können, eine
Plattform für Evaluation und Bewertung
der Gender-Studies im Allgemeinen zu bil-
den sowie sich international und national
zu vernetzen. Es kam zur Gründung einer
Koordinationsgruppe mit dem Auftrag der
Bestimmung von Organisationsform und
der Vorbereitung der offiziellen Grün-
dungsversammlung der AG. 
Das Konzept der Gender Affairs ging auf,

es wurde erfolgreich eine Brücke zwischen
der charakteristischen inhaltlichen Vielfalt
zum allgemeinen Konsens geschlagen. Die
vielen Möglichkeiten zum Austausch und
sich fachübergreifend zu vernetzten, mar-
kierten dies noch einmal. Dies lag nicht zu-
letzt daran, dass sich die Veranstaltung,
trotz ihrer Größe und aufgrund der guten
Organisation, ihren kreativen Workshop-
Charakter beibehalten konnte.  

Queere Theorie – Queere Öffentlichkeit
Workshop vom 9. bis 10. Juli 2005 an der Universität Hamburg

Nina Schulz

Queer ain’t here, dass davon in der Bun-
desrepublik schon seit längerem nicht
mehr die Rede sein kann, dokumentierte
der Workshop „Queere Theorie – Queere
Öffentlichkeit“. Etwa 50 Personen aus ver-
schiedenen universitären und aktivisti-
schen Kontexten nahmen an der Veranstal-
tung teil, die Kathrin Ganz, Do Gerbig,
Marko Hutsch, Claudia Jachnik, Janna Jo-
ke Janssen und Claudia Koltzenburg in Zu-
sammenarbeit mit der Gastprofessorin für
Queer Theory, Antke Engel organisiert hat-
ten. 
Im ersten Diskussionsblock Getting insti-
tutionalized? beschäftigten sich Klein-
gruppen mit der Rolle von queer im akade-
mischen Kontext. Resultat dessen: Zwar
seien einige queer-theoretische Aspekte, so
die Heteronormativitätskritik oder das Mo-
ment der Zweigeschlechtlichkeit in den

Gender Studies angekommen. Andere
grundlegend gesellschaftskritische Inhalte
queerer Theorien oder die Thematisierung
von Sexualität hingegen würden oft ent-
nannt und abgewehrt. Abschließend kri-
stallisierten sich zwei Aspekte heraus: Er-
stens könne im bundesrepublikanischen
Kontext nicht von einer so weit fortge-
schrittenen Institutionalisierung gespro-
chen werden, dass queer bereits vollkom-
men vereinnahmt wäre. Zweitens beinhalte
eine beginnende Institutionalisierung auch
die Möglichkeit neuer politischer Praxen
und müsse nicht in einer undefinierten Ent-
politisierung münden. 
Am Abend gingen Dominika Ferens (Uni-
versität Wroclaw) und Tomasz Basiuk
(Universität Warschau) der Frage nach,
welche Widerstandsmöglichkeiten der Ver-
einnahmung von queer als Lifestyle entge-
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gensetzt werden könnten. Anhand aktueller
politischer Entwicklungen in Polen, argu-
mentierten sie für eine queer-politische
„Identität“, die sich als ein anti-identitäres
Konzept auf queerem Aktivismus begrün-
de und gleichzeitig im sozio-politischen
Feld reifiziert werde. So könne in der her-
kömmlichen Forderung nach Koalitionen
zivilen Ungehorsams, eine queere Spezi-
fität bewahrt werden. Ferner müsse eine
queere Perspektive nicht nur von purem
Überleben sondern auch von „imaginative
joy“ und sexueller Lust handeln. 
Im Einleitungsblock am Sonntag stellte
Antke Engel die These auf, dass nicht jede
Öffentlichkeit politisch, aber keine Politi-
sierung ohne Öffentlichkeit möglich sei.
Öffentlichkeit müsse zugleich als Ergeb-
nis, aber auch im Sinne hierarchischer und
ausschließender Bedingungen als Anlass
von Politisierung betrachtet werden. Von
einem „heterogenen Feld dezentrierter Öf-
fentlichkeiten“ auszugehen, sei dann inter-
essant, wenn diese als umkämpft verstan-
den werden und etablierte Strukturen frag-
würdig erschienen.
Um Öffentlichkeiten zu verqueeren, müs-
sten sich auch gesellschaftspolitische In-
terventionsstrategien verändern, um nicht
erneut binäre Konstruktionen zu produzie-
ren. Renate Lorenz wies darauf hin, Strate-
gien eines queeren Missverstehens, Un-
sichtbarmachens und Vergessens (Judith
Jack Halberstam), eine Form von „witch-
craft“ (Beatriz Preciado) als De-Normali-
sierungsstrategien zu entwickeln, die in
diskursiv vorstrukturierte Räume interve-
nierten. Abwesenheiten zu repräsentieren
(José Esteban Muñoz), drücke eine kontex-
tualisierte Verweigerungshaltung gegenü-
ber automatischen Platzzuweisungen im

etablierten Rahmen aus. Strategien der Un-
sichtbarmachung sind somit Prozesse, um-
kämpfte Terrains und paradoxe Bewegun-
gen, die zu Widerspruch einladen, indem
sie sich hegemonialen Logiken widersetz-
ten und die „Maschinerie der Selbstevi-
denz“ (Lorenz) unterbrächen.  
Im folgenden Beitrag setzen sich Eli 
Haschemi und Beatrice Michaelis an-
hand der von ihnen initiierten Konferenz
„Queering the Humanities“ (Berlin 2004)
kritisch mit der Rolle von race innerhalb
queerer Theorie auseinander. Sie forderten
die Perspektive der intersectionality und
Positionalität stärker zu forcieren und zum
anti-identitären Anspruch von queer kri-
tisch ins Verhältnis zu setzen. Sven Gla-
wion skizzierte anhand der Vorlesungs-
reihe „Verhältnisse durchqueeren“ (WiSe
2002/2003 FU Berlin), wie sich ein univer-
sitärer Umgang mit alternativen queeren
Wissensproduktionen gestalten kann. 
Nikita Dhawan und María Castro Varela
stellten die Kreuzungspunkte und Überlap-
pungen queerer und postkolonialer Theori-
en dar. Beide theoretischen Konzepte
ließen sich nicht vereinheitlichen und bein-
halteten das Potential sich gegenseitig in
eine produktive Krise zu bringen. In der
Vergangenheit hätten queere Öffentlich-
keiten keine Brüche mit einer kolonialen
Kontinuität und deren Repräsentations-,
Herstellungs- und Homogenisierungsfor-
men der „Anderen“ geschaffen. In diesem
Sinne sei auch innerhalb von queer eine
Dekolonisierung notwendig, die mit Nor-
men und gesetzten Bilder bricht, anstatt ei-
nem „lustvollen Genuss der Exotisierung“
zu verfallen. 
Weitere Arbeitsgruppen widmeten sich
dem Verhältnis von queeren Theorien und



Tagungsberichte 165

femina politica 2 /2005

Methoden (Annett Losert) und dem Zu-
sammenspiel zwischen queeren Theorien
und gesellschaftspolitischem Aktivismus.
Eine andere Diskussionsgruppe zur Aus-
einandersetzung um die Queer Professur
an der Universität Hamburg reflektierte auf
die verschiedenen Kräfte und Felder der
Öffentlichkeit, die die Professur ermög-
licht und zugleich verunmöglicht haben.
Betont wurde die tragende Rolle, die Stu-
dierende der Gender und Queer Studies
darin gespielt hätten, die Professur durch-
zusetzen, sowie die Bedeutung von Lehre
und Vermittlung für das Etablieren von
Queer Theory im akademischen Feld. 

Zukünftig sei, so Engel, noch mehr Energie
auch in postgraduierte Forschung und
Theoriebildung sowie internationalen Aus-
tausch zu investieren. 
Der Workshop spiegelte die Bandbreite
queerer Wissensproduktion und gesell-
schaftspolitischer Interventionsstrategien
wider, die sich sowohl in universitären als
auch in anderen gesellschaftlichen Kontex-
ten entwickeln. Öffentlichkeiten zu ver-
queeren bleibt weiterhin ein Feld perma-
nenter, herausfordernder Auseinanderset-
zungen. 
Mehr Informationen unter www.queer
working.de

http://www.queer



